
S A T Z U N G
über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Abwasserbeseitigung 

der Gemeinde Wobbenbüll

(Beitrags- und Gebührensatzung)

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 
23.07.1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 529), und der §§ 1, 2, 6, 8 und 9 des Kommunal­
abgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 22.07.1996 
(GV0B1. Schl.-H. S. 566), und der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Abwasserabgabengesetzes in der Fassung vom 13.11.1990 (GVOBl. Schl.-H. S 545, 
ber. GVOBl. 1991, S. 257) wird nach Beschlußfassung durch die Gemeindevertre­
tung vom 07.09.1998 folgende Satzung erlassen:
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I. Abschnitt

§ 1 - Allgemeines

(1) Die Gemeinde betreibt die zentrale Abwasserbeseitigung nach Maßgabe der 

Satzung über die Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) vom 16.12.1986 als 

jeweils eine selbständige öffentliche Einrichtung zur Schmutzwasserbeseiti­

gung.

(2) Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung

a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung der jeweiligen 

zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage einschließlich der Ko­

sten für den ersten Grundstücksanschluß (Abwasserbeiträge),

b) Kostenerstattungen für zusätzliche Grundstücksanschlüsse gemäß § 4,

c) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen 

Abwasserbeseitigungsanlagen (Abwassergebühren).

(3) Grundstücksanschluß im Sinne des Absatzes 2 Buchstabe a) und b) ist der An­

schlußkanal von dem Straßenkanal (Sammler) bis ein Meter auf das zu entwäs­

sernde Grundstück einschließlich des ersten Reinigungs- und Kontrollschach­

tes, nicht jedoch die auf dem Grundstück herzustellenden Abwasseranlagen.

II. Abschnitt

Abwasserbeitrag

§ 2 - Grundsatz

(1) Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Zuschüsse, Abwasserge­

bühren oder auf andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung der zentra­

len öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen einschließlich des jeweils er­

sten Grundstücksanschlusses Abwasserbeiträge zur Abgeltung der durch die 

Möglichkeit der Inanspruchnahme erwachsenden Vorteile.

(2) Die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau und Umbau zentraler öffentlicher 

Abwasserbeseitigungsanlagen wird in einer besonderen Satzung geregelt.
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§ 3 - Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen die Eigentümer eines bebauten Grundstücks. 

Sie sind verpflichtet das Grundstück an die Abwasserbeseitigungsanlage an­

zuschließen, wenn es durch eine Abwasserleitung erschlossen ist, in der ein 

betriebsfertiger Abwasserkanal mit Anschlußkanal zu seinem Grundstück vor­

handen ist (Anschlußzwang). Dies gilt auch, wenn das Grundstück wegen der 

Höhenverhältnisse nur über eine private Abwasserhebeanlage angeschlossen 

werden kann.

Darüber hinaus unterliegen Grundstücke der Beitragspflicht, die an eine 

zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsablage angeschlossen werden können 

und für die

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie be­

baut oder gewerblich genutzt werden dürfen,

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie 

nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten bau­

lichen Entwicklung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nut­

zung anstehen.

(2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage 

tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, 

wenn die Voraussetzungen des Absatzes I nicht erfüllt sind.

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bür­

gerlich-rechtlichen Sinne.

§ 4 - Beitragsmaßstab und Beitragssatz für die Schmutzwasserbeseitigung

(1) Berechnungsgrundlage für den Anschlußbeitrag ist die Flächengröße des be­

bauten oder bebaubaren Grundstücks.

(2) Der Beitrag beträgt je bebautes oder bebaubares Grundstück

bis 1.000 m2 Größe 2.400,00 DM

über 1.000 m2 Größe 2.600,00 DM

Die Kosten für den Hausanschluß betragen 2.000,00 DM
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Die Kosten für den Kontollschacht auf dem Grundstück des Anschlußnehmers 

werden zum Selbstkostenpreis auf den Anschlußnehmer umgelegt.

Die nach gemeindlicher Bauleitplanung oder Baugesetzbuch bebaubaren Grund­

stücke werden nach Ziffer 2 mit Beiträgen und Kosten belastet. Die Beiträge 

werden festgesetzt und bis zur Bebauung gestundet.

§ 5 - Beitragspflichtige

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 

Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht bela­

stet, so ist anstelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 

Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer 

nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. Miteigentümer oder 

mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner.

§ 6 - Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht jeweils mit der betriebsfertigen Herstellung 

der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage vor dem Grundstück 

einschließlich des ersten Grundstücksanschlusses.

(2) Im Falle des § 3 Absatz 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluß, 

frühestens jedoch mit der Genehmigung des Anschlusses.

§ 7 - Vorauszahlungen

Auf Beiträge können angemessene Vorauszahlungen gefordert werden, sobald mit 

der Ausführung der Maßnahme begonnen wird. § 5 gilt entsprechend. Eine gelei­

stete Vorauszahlung ist bei der Erhebung des endgültigen Beitrages gegenüber 

dem Schuldner des endgültigen Beitrages zu verrechnen.

§ 8 - Veranlagung, Fälligkeit

Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der 

Bekanntgabe des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vor­
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auszahlung.

III. Abschnitt

Erstattung der Kosten zusätzlicher Grundstücksanschlüsse

§ 9 - Entstehung des Erstattungsanspruches

Stellt die Gemeinde auf Antrag des Grundstückseigentümers für ein Grundstück 

einen weiteren Grundstücksanschluß oder für eine von einem Grundstück, für das 

die Beitragspflicht bereits entstanden ist, abgeteilte und zu einem Grundstück 

verselbständigte Teilfläche einen eigenen Grundstücksanschluß an die zentrale 

öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage her (zusätzliche Grundstücksanschlüsse), 

so sind der Gemeinde die Kosten gemäß § 4 zu erstatten. Der Erstattungsanspruch 

entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses. §§ 5 und 8 Satz 

1 gelten entsprechend.

Die Gemeinde kann bei Vorliegen besonderer Verhältnisse auch gestatten, das 

zwei oder mehrere Grundstücke einen gemeinsamen Anschluß erhalten ohne Einfluß 

auf Anschlußgebühren. Vor Zulassung eines gemeinsamen Anschlusses müssen die 

Unterhaltungs- und Benutzungsrechte und -pflichten schriftlich festgelegt und 

grundbuchlich gesichert werden.

IV. Abschnitt

Abwassergebühr

§ 10 - Grundsatz

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen 

und für die nach § 9 Abwasserabgabengesetzes zu entrichtende Abwasserabgabe 

werden Abwassergebühren für die Grundstücke erhoben, die an diese öffentlichen 

Abwasserbeseitigungsanlagen angeschlossen sind oder in diese entwässern.

§ 11 - Gebuhrenmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung

(1) Die Abwassergebühr für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach der Abwasser­

menge bemessen, die in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt, 

abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückge­

haltenen Wassermenge, soweit der Abzug nicht nach dem Absatz 6 ausgeschlos­

sen ist. Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermenge
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obliegt dem Gebührenpflichtigen. Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit 

Viehhaltung ist davon auszugehen, daß der jährliche Wasserverbrauch pro 

Haushaltsmitglied 45 cbm beträgt. Maßgebend für die Berechnung ist die 

jährlich durchschnittlich mit Wasser zu versorgende Personenzahl. Berech­

nungseinheit für die Gebühr ist 1 cbm Abwasser.

(2) Als in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt gelten

a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsan­

lagen zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge,

b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte 

Wassermenge,

c) die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwasser­

meßeinrichtung.

(3) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermeßeinrichtung nicht richtig oder 

überhaupt nicht angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Abwassermenge von der 

Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des 

Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebühren­

pflichtigen geschätzt.

(4) Die Wassermenge nach Absatz 2 Buchstabe b) hat der Gebührenpflichtige der 

Gemeinde für den abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr 

innerhalb der folgenden zwei Monate anzuzeigen. Sie ist durch Wasserzähler 

nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten einbauen muß. Die 

Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn die 

Gemeinde auf solche Meßeinrichtungen verzichtet, kann sie als Nachweis über 

die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die 

Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt 

werden können.

(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasserbeseiti­

gungsanlage gelangt sind, werden auf Antrag abgesetzt, soweit sie im Kalen­

derjahr 20 cbm übersteigen.

Der Antrag ist nach Ablauf des Kalenderjahres innerhalb von zwei Monaten 

bei der Gemeinde einzureichen.

Für den Nachweis gilt Absatz 4 Sätze 2 bis 4 sinngemäß. Die Gemeinde kann 

nach Anhörung des Antragstellers auf dessen Kosten Gutachten anfordern.
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Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten.

(6) Von dem Abzug nach Absatz 5 sind ausgeschlossen:

a) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser,

b) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser,

c) das für Schwimmbecken verwendete Wasser.

§ 12 - Gebührensatz

Die Abwassergebühr beträgt bei der Schmutzwasserbeseitigung

4,02 DM/je cbm Schmutzwasser.

§ 13 - Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- oder 

Teileigentum der Wohnungseigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbau­

recht belastet, ist der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebüh­

renpflichtig. Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft 

sind Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenen 

Gebühren. Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Be­

rechtigte sind Gesamtschuldner.

(2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn 

des auf den Übergang folgenden Kalendervierteljahres auf den neuen 

Pflichtigen über. Wenn der bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über 

den Wechsel (§ 17) versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den 

Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, neben 

dem neuen Pflichtigen.

§ 14 - Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die zentrale öffentliche 

Abwasserbeseitigungsalge angeschlossen ist und/oder der zentralen öffentlichen
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Abwasserbeseitigungsanlage von dem Grundstück Abwasser zugeführt wird. Sie 

erlischt, sobald der Grundstücksanschluß beseitigt wird oder die Zuführung von 

Abwasser endet.

§ 15 - Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen er­

hoben wird (§ 11 Absatz 2, Buchstabe b), gilt als Berechnungsgrundlage für 

den Erhebungszeitraum der Wasserverbrauch der Ableseperiode, die jeweils 

dem 31.12. des Kalenderjahres vorausgeht.

§ 16 - Veranlagung und Fälligkeit

(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebühr sind 

vierteljährlich Abschlagszahlungen am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des 

laufenden Jahres zu leisten. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird durch Be­

scheid nach den Berechnungsdaten des Vorjahres festgesetzt.

(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so 

wird der Abschlagszahlung beim Schmutzwasser diejenige Abwassermenge zu­

grunde gelegt, die dem tatsächlichen Wasserverbrauch des ersten Monats ent­

spricht. Diesen Verbrauch des ersten Monats hat der Gebührenpflichtige der 

Gemeinde auf deren Aufforderung unverzüglich mitzuteilen. Kommt der Gebüh­

renpflichtige der Aufforderung nicht nach, so kann die Gemeinde den Ver­

brauch schätzen.

(3) Die Abwassergebühr wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der 

Bekanntgabe des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung der 

Abschlagszahlungen. Die Gebühr und die Abschlagszahlung können zusammen mit 

anderen Abgaben angefordert werden.

V. Abschnitt

Schlußbestimmungen

§ 17 - Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht
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Die Abgabenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für 

die Festsetzung und Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist. 

Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom 

Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben be­

einflussen (z. B. grundstückseigene Brunnen, Wasserzuführungen, Wasser- oder 

Abwassermeßvorrichtungen), so hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich der 

Gemeinde schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn 

solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Beauftragte der 

Gemeinde dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstücke betreten, um Bemes­

sungsgrundlagen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu überprüfen; die 

Abgabenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.

§ 18 - Datenverarbeitung

(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im

Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforder­

lichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prü­

fung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28 BauGB und § 3

WoBauErIG der Gemeinde bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuchamt, 

den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes durch 

die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten 

Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung 

nach dieser Satzung weiter verarbeiten.

(2) Soweit die Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung selbst betreibt, ist 

sie berechtigt, die im Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefallenen 

und anfallenden personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und Was­

serverbrauchsdaten für Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu 

verwenden und weiter zu verarbeiten.

(3) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines 

Dritten bedient oder in der Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung durch 

einen Dritten erfolgt, ist die Gemeinde berechtigt, sich die zur Feststel­

lung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben nach dieser 

Satzung erforderlichen personenbezogener und grundstücksbezogener Daten und 

Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten mitteilen zu lassen und diese 

Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiter zu ver­

arbeiten .
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(4) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichti­

gen und von nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis der 

Abgabenpflichtigen mit den für die Abgabenerhebung nach dieser Satzung er­

forderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung 

nach dieser Satzung zu verwenden und weiter zu verarbeiten.

§ 19 - Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach § 11 Absatz 4 und § 17 der Satzung sind 

Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Absatz 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes.

§ 20 - Inkrafttreten

Diese Abgabensatzung tritt am 01. Oktober 1998 in Kraft.

Gleichzeitig treten die entsprechenden Vorschriften der Satzung über die Er­

hebung von Beiträgen und Gebühren für die Abwasserbeseitigung der Gemeinde 

Wobbenbüll vom 01. Juni 1987 in der zur Zeit gültigen Fassung außer Kraft.

Wobbenbüll, den 09. September 1998


